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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche 

Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Artikel 20 Absatz 1 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) sieht vor, dass die 

Unionsbürgerschaft zur nationalen 

Staatsbürgerschaft hinzutritt und dass jeder 

Mensch, der die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates besitzt, Unionsbürger ist. 

Gemäß Artikel 20 Absatz 2 haben die 

Unionsbürgerinnen und -bürger die in den 

Verträgen vorgesehenen Rechte und 

Pflichten, darunter das Recht, sich im 

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 

bewegen und aufzuhalten. Dieses Recht 

auf Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit 

ist zudem in Artikel 21 AEUV verankert. 

(1) Artikel 20 Absatz 1 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) sieht vor, dass die 

Unionsbürgerschaft zur nationalen 

Staatsbürgerschaft hinzu und nicht etwa 

an ihre Stelle tritt, und dass jeder Mensch, 

der die Staatsangehörigkeit eines 

Mitgliedstaates besitzt, Unionsbürger ist. 

Gemäß Artikel 20 Absatz 2 haben die 

Unionsbürgerinnen und -bürger die in den 

Verträgen vorgesehenen Rechte und 

Pflichten, darunter das Recht, sich im 

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 

bewegen und aufzuhalten. Dieses Recht 

auf Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit 

ist zudem in Artikel 21 AEUV verankert. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Die Bürgerinnen und Bürger und 

ihre repräsentativen Verbände stehen im 

Zentrum der Funktionsweise der Union, 

wie in Artikel 10 und 11 des Vertrags über 

die Europäische Union festgestellt wird, 

die die Bedeutung der partizipativen 

Demokratie in allen ihren Aspekten 

betonen. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 1 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1b) Die Grundrechte der 

Unionsbürgerinnen und -bürger stehen 

auch in engem Zusammenhang mit der 

europäischen Dimension im 

Bildungswesen, insbesondere durch die 

Förderung der Mehrsprachigkeit und 

Mobilität sowohl der Lernenden und 

Lehrenden als auch der Auszubildenden 

und Ausbilder, wie in Artikel 165 und 166 

des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union festgelegt. 
 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 1 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1c) Im Interesse der Bürgerinnen und 

Bürger trägt die Union dem kulturellen 

Aspekt bei allen von ihr durchgeführten 

Maßnahmen Rechnung, um im Sinne von 

Artikel 167 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union die 

gegenseitige Achtung der Kulturen und 

die kulturelle Vielfalt zu fördern, das 

gemeinsame Kulturerbe zu schützen und 

die Kenntnis der Geschichte der 

europäischen Völker zu verbessern. 
 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von 

Lissabon wurde der Status der 

(2) Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von 

Lissabon wurde der Status der 
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Unionsbürgerschaft gestärkt, und die damit 

verbundenen Rechte wurden ergänzt. So 

wurde unter anderem als neues Recht die 

Bürgerinitiative eingeführt, das vorsieht, 

dass mindestens eine Million Bürgerinnen 

und Bürger aus einer erheblichen Anzahl 

von Mitgliedstaaten die Kommission 

auffordern können, Vorschläge zu Themen 

aus den Zuständigkeitsbereichen der EU zu 

unterbreiten. 

Unionsbürgerschaft gestärkt, und die damit 

verbundenen Rechte wurden ergänzt. So 

wurde unter anderem als neues Recht die 

Bürgerinitiative eingeführt, das vorsieht, 

dass mindestens eine Million berechtigter 

Unterzeichner aus mindestens einem 

Viertel aller Mitgliedstaaten die 

Kommission auffordern können, 

Vorschläge zu Themen aus den 

Zuständigkeitsbereichen der EU zu 

unterbreiten. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die aus der Unionsbürgerschaft 

resultierenden Rechte sind in der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union 

festgeschrieben. Gemäß der Präambel der 

Charta stellt die EU „den Menschen in den 

Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die 

Unionsbürgerschaft und einen Raum der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 

begründet“. In Titel V der Charta sind die 

„Bürgerrechte“ niedergelegt, zu denen 

gemäß Artikel 45 auch das Recht gehört, 

sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 

frei zu bewegen und aufzuhalten. 

(3) Die aus der Unionsbürgerschaft 

resultierenden Rechte sind in der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union 

festgeschrieben. Gemäß der Präambel der 

Charta stellt die EU „den Menschen in den 

Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die 

Unionsbürgerschaft und einen Raum der 

Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 

begründet“. In Titel V der Charta sind die 

„Bürgerrechte“ niedergelegt, zu denen 

gemäß Artikel 45 auch das Recht gehört, 

sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 

frei zu bewegen und aufzuhalten, sowie 

gemäß Artikel 41 das Recht, sich in einer 

der Sprachen der Verträge an die Organe 

der Union zu wenden und eine Antwort in 

derselben Sprache zu erhalten. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Gemäß der Präambel der Charta 

gründet sich die EU „auf die unteilbaren 

und universellen Werte der Würde des 

Menschen, der Freiheit, der Gleichheit 
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und der Solidarität“, die von 

grundlegender Bedeutung für die 

Ausübung der Unionsbürgerschaft sind. 

Die Union trägt ferner zur Erhaltung und 

Entwicklung dieser gemeinsamen Werte 

unter Achtung der Vielfalt der Kulturen 

und Traditionen der europäischen Völker 

sowie zur Gewährleistung der Meinungs- 

und Informationsfreiheit, des Rechts auf 

Bildung, der Freiheit der Künste und der 

Forschung sowie zur Freiheit der 

Wissenschaft bei. 
 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 3 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3b) Im Übereinkommen der Unesco über 

den Schutz und die Förderung der 

Vielfalt der kulturellen Ausdrucksformen 

vom 20. Oktober 2005 (Übereinkommen) 

heißt es, dass die kulturelle Vielfalt von 

großer Bedeutung für die volle 

Verwirklichung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten sowie des sozialen 

Zusammenhalts ist. Nach Artikel 10 des 

Übereinkommens stärken und fördern die 

Mitgliedstaaten und die Europäische 

Union das Verständnis für die Bedeutung, 

die dem Schutz und der Förderung der 

Vielfalt kultureller Ausdrucksformen 

zukommt, unter anderem durch 

Bildungsprogramme und Programme zur 

Förderung der Bewusstseinsbildung in 

der Öffentlichkeit. 
 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Der Europarat hat seit seiner 

Gründung eine führende Rolle im 
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Bildungs- und Kulturbereich durch die 

Förderung und Schaffung von 

europaweiten Netzen zwischen 

Kultureinrichtungen, den Dialog 

zwischen den Kulturen und die 

Förderung der sprachlichen Vielfalt 

übernommen. Deshalb sollte die Union 

Synergien mit der Tätigkeit des 

Europarates auf diesem Gebiet schaffen. 

Insbesondere sollten im Rahmen eines 

Europäischen Jahres der Bürgerinnen 

und Bürger 2013 die Empfehlungen 

umgesetzt werden, die der Europarat im 

Mai 2010 in seiner Charta zur 

Demokratie- und Menschenrechtsbildung 

ausgesprochen hat. 
 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6a) Seit dem Vertrag von Maastricht, in 

dem konkretisiert wurde, in welcher Art 

und Weise sich die Europäische Union in 

den Bereichen Bildung, Kultur und 

Jugend engagiert, wird mit den von der 

Kommission durchgeführten 

Programmen in erster Linie das Ziel 

verfolgt, den Kontakt und Austausch 

zwischen den Bürgerinnen und Bürgern 

in der Union und den Dialog sowie das 

gegenseitige Verständnis und die 

gegenseitige Achtung zu fördern. Das 

Europäische Jahr bietet Gelegenheit, 

diese Programme weiter auszugestalten 

und auch die Kultur- und 

Bildungsdimension der 

Unionsbürgerschaft zum Tragen zu 

bringen. 
 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 b (neu) 



 

PE476.012v03-00 8/28 AD\892097DE.doc 

DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6b) Die Bildung, sofern sie allen 

zugänglich ist, spielt eine maßgebliche 

Rolle bei der Heranbildung der künftigen 

Bürgerinnen und Bürger der Union, 

indem sie es ihnen ermöglicht, 

grundlegende allgemeine Kenntnisse zu 

erwerben, die auch eine kritische 

Kenntnis des europäischen 

Integrationsprozesses und der Geschichte 

und Kultur der europäischen Völker 

einschließt. Unter diesem Gesichtspunkt 

ist die Bürgererziehung von 

grundlegender Bedeutung, um es dem 

Einzelnen zu ermöglichen, 

uneingeschränkt am demokratischen, 

gesellschaftlichen und kulturellen Leben 

teilzunehmen und sich von frühester 

Jugend an als Unionsbürger zu fühlen. 
 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6c) Die Rolle der schulischen und 

außerschulischen Bildung ist von 

grundlegender Bedeutung sowohl für die 

Erziehung im Sinne einer 

Unionsbürgerschaft als auch für deren 

konkrete Ausübung, da sie die 

Emanzipation des Einzelnen, Solidarität 

und gegenseitiges Verständnis fördert und 

den sozialen Zusammenhalt stärkt. 

Entsprechend sollte das Europäische Jahr 

als eine Fortsetzung des Europäischen 

Jahres der Freiwilligenarbeit (2011) 

verstanden werden. In diesem Sinne 

sollten die Anerkennung der 

Freiwilligentätigkeit gefördert, die in 

diesem Rahmen erworbenen Fähigkeiten 

und Fertigkeiten stärker anerkannt und 

etwaige Hindernisse bei der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
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auch im Zusammenhang mit Drittländern 

und ihren Staatsangehörigen und 

insbesondere denjenigen, die in der 

Europäischen Union leben, abgebaut 

werden. Darüber hinaus ist die 

Anerkennung des Statuts des 

europäischen Vereins wichtig, die unter 

anderem der Entwicklung 

grenzüberschreitender Projekte förderlich 

sein kann. 
 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6d) Die Ausübung der 

Unionsbürgerschaft setzt die 

uneingeschränkte Ausübung der sozialen, 

wirtschaftlichen und kulturellen Rechte 

und insbesondere die Anerkennung der 

Vielfalt der kulturellen Ausdrucksformen 

und die Entwicklung von Maßnahmen im 

Kulturbereich voraus, die die Teilnahme 

aller gesellschaftlichen Gruppen, 

einschließlich der besonders von 

Ausgrenzung betroffenen Gruppen 

(Personen mit Behinderungen, Personen 

mit Migrationshintergrund, Personen, die 

in sozioökonomisch benachteiligten 

Verhältnissen leben usw.) ermöglichen.  
 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 e (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6e) Gedankenfreiheit, freie 

Meinungsäußerung und 

Informationsfreiheit sowie die 

Unabhängigkeit der Medien sind 

Grundvoraussetzungen für die Ausübung 

der Unionsbürgerschaft. Die 

Kommunikationspolitik der Organe der 
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Union und insbesondere der Kommission 

sollte stärker auf die Notwendigkeit 

ausgerichtet werden, einem möglichst 

großen Personenkreis Informationen in 

möglichst verständlicher Form 

zugänglich zu machen. Die Kommission 

sollte die Vertreter der lokalen, 

kommunalen und nationalen Behörden, 

die Informationsbüros der Organe der 

Union in den Mitgliedstaaten sowie die 

Vertreter der Zivilgesellschaft und die 

Medien, einschließlich lokaler und 

regionaler Medien, stärker einbeziehen, 

um dazu beizutragen, dass die 

Bürgerinnen und Bürger die 

Auswirkungen der europäischen Politik 

auf die Politik auf nationaler und lokaler 

Ebene besser verstehen und damit mehr 

Eigenverantwortung übernehmen 

können. 
 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 6 f (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6f) Seit 1979, dem Jahr der ersten 

Direktwahlen zum Europäischen 

Parlament, hat das Europäische 

Parlament als direkte Schnittstelle 

zwischen den Bürgern und der Union 

fungiert. Den Mitgliedern des 

Europäischen Parlaments kam eine 

wichtige Rolle zu, indem sie über die 

Rechte und den Nutzen der 

Unionsbürgerschaft informiert und die 

Anliegen der Bürger bei der Ausarbeitung 

der politischen Maßnahmen ins Zentrum 

der Aufmerksamkeit gestellt haben. 
 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 7 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Die Freizügigkeit und die Mobilität der 

Arbeitskräfte haben insbesondere zur 

Bewältigung der Folgen des 

demografischen Wandels für den 

Arbeitsmarkt beigetragen und zugleich die 

Beschäftigungsfähigkeit der Menschen 

sowie die Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Wirtschaft verbessert. Die 

Freizügigkeit ist zum einen eine 

Grundvoraussetzung dafür, dass die 

Bürgerinnen und Bürger eine breite Palette 

von Rechten wahrnehmen können, die 

ihnen gemäß dem Unionsrecht zustehen, 

zum anderen fördert sie auch die Ausübung 

dieser Rechte (z. B. Rechte der 

Verbraucherinnen und Verbraucher auf 

Zugang zu Waren und Dienstleistungen 

und Rechte als Reisende und Touristen). 

Die Erleichterung der Freizügigkeit birgt 

somit das Potenzial, die Möglichkeiten der 

Bürgerinnen und Bürger zur umfassenden 

Nutzung des Binnenmarktes zu verbessern 

und zugleich das Wachstum maßgeblich 

voranzubringen. 

(7) Die Freizügigkeit und die Mobilität der 

Arbeitskräfte haben insbesondere zur 

Bewältigung der Folgen des 

demografischen Wandels für den 

Arbeitsmarkt beigetragen und zugleich die 

Beschäftigungsfähigkeit der Menschen 

sowie die Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Wirtschaft verbessert und 

langfristig Forschung und Innovation in 

der Union unterstützt. Die Freizügigkeit 

ist zum einen eine Grundvoraussetzung 

dafür, dass die Bürgerinnen und Bürger 

eine breite Palette von Rechten 

wahrnehmen können, die ihnen gemäß dem 

Unionsrecht zustehen, zum anderen fördert 

sie auch die Ausübung dieser Rechte (z. B. 

Rechte der Verbraucherinnen und 

Verbraucher auf Zugang zu Waren und 

Dienstleistungen und Rechte als Reisende 

und Touristen). Die Erleichterung der 

Freizügigkeit birgt somit das Potenzial, die 

Möglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger 

zur umfassenden Nutzung des 

Binnenmarktes zu verbessern und zugleich 

das Wachstum maßgeblich 

voranzubringen. Darüber hinaus wird so 

die soziale und kulturelle Kompetenz der 

Unionsbürger verbessert und die 

Sprachbarriere verkleinert. 
 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Das Recht, sich im Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, wird von den 

Unionsbürgerinnen und -bürgern als eines 

der zentralen auf der Unionsbürgerschaft 

beruhenden individuellen Rechte hoch 

geschätzt. Es veranschaulicht den Wert der 

(8) Das Recht, sich im Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, wird von den 

Unionsbürgerinnen und -bürgern als eines 

der zentralen auf der Unionsbürgerschaft 

beruhenden individuellen Rechte hoch 

geschätzt. Es veranschaulicht den Wert der 
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europäischen Einigung, fördert das 

Verständnis hierfür und unterstützt die 

Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an 

der Gestaltung der Europäischen Union. 

Alle diejenigen, die ihr Lebensumfeld über 

die Grenzen ihres Landes hinaus 

ausdehnen, etwa indem sie in andere 

Mitgliedstaaten reisen oder sich dort 

niederlassen, werden sich der Vorteile der 

vielen verschiedenen im Unionsrecht 

verankerten Rechte bewusst und nehmen 

diese Rechte in Anspruch. Die Ausübung 

des Rechts auf Freizügigkeit und 

Aufenthaltsfreiheit trägt somit dazu bei, 

dass die Unionsbürgerschaft im Alltag der 

Bürgerinnen und Bürger greifbar wird. 

europäischen Einigung, fördert das 

Verständnis hierfür und unterstützt die 

Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an 

der Gestaltung der Europäischen Union. 

Alle diejenigen, die ihr Lebensumfeld über 

die Grenzen ihres Landes hinaus 

ausdehnen, etwa indem sie in andere 

Mitgliedstaaten reisen oder sich dort 

niederlassen, werden sich der Vorteile der 

vielen verschiedenen im Unionsrecht 

verankerten Rechte bewusst und nehmen 

diese Rechte in Anspruch. Um diese 

Rechte jedoch in Anspruch nehmen zu 

können, sollten besonders in 

Grenzregionen mehr Informationsstellen 

eingerichtet werden und diese sollten mit 

einer transparenten und leicht 

zugänglichen Internetpräsenz ausgestattet 

werden. Die Ausübung des Rechts auf 

Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit trägt 

somit dazu bei, dass die 

Unionsbürgerschaft im Alltag der 

Bürgerinnen und Bürger greifbar wird. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Trotz der Tatsache, dass das Recht auf 

Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit fest 

im primären Unionsrecht verankert ist und 

im Sekundärrecht umfassend 

weiterentwickelt wurde, besteht nach wie 

vor eine Kluft zwischen den geltenden 

Rechtsvorschriften und der Wirklichkeit, 

mit der die Bürgerinnen und Bürger 

konfrontiert werden, wenn sie in der Praxis 

von diesem Recht Gebrauch machen 

wollen. Abgesehen von einer gewissen 

Unsicherheit hinsichtlich der Vorteile der 

Mobilität stoßen die Bürgerinnen und 

Bürger in der Praxis auf zu viele 

Hindernisse, die dem Leben und Arbeiten 

in einem anderen EU-Mitgliedstaat im 

(9) Trotz der Tatsache, dass das Recht auf 

Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit fest 

im primären Unionsrecht verankert ist und 

im Sekundärrecht umfassend 

weiterentwickelt wurde, besteht nach wie 

vor eine Kluft zwischen den geltenden 

Rechtsvorschriften und der Wirklichkeit, 

mit der die Bürgerinnen und Bürger 

konfrontiert werden, wenn sie in der Praxis 

von diesem Recht Gebrauch machen 

wollen. Abgesehen von einer gewissen 

Unsicherheit hinsichtlich der Vorteile der 

Mobilität stoßen die Bürgerinnen und 

Bürger in der Praxis auf zu viele 

Hindernisse, die dem Leben, Arbeiten und 

Studieren in einem anderen EU-
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Wege stehen. Mitgliedstaat im Wege stehen. Dies kommt 

verstärkt in den Binnen-Grenzregionen 

vor. Hier ist es besonders häufig der Fall, 

dass der Wohnort und der Arbeitsplatz 

nicht im selben Mitgliedsstaat liegen. Zur 

Stärkung des wirtschaftlichen und 

sozialen Zusammenhalts ist es deswegen 

notwendig, Information über 

grenzüberschreitende Arbeitsplätze 

transparenter und leichter zugänglich zu 

machen. Auch für den Bereich der 

Rekrutierung von Fachkräften ist es 

dringend notwendig den Zugang zu 

erleichtern, indem zwischen den 

Mitgliedstaaten der 

Informationsaustausch regelmäßiger und 

für den Arbeitssuchenden klarer 

nachvollziehbar abläuft. 
 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9a) Die Mobilität von Studierenden und 

Wissenschaftlern wird unter anderem 

durch das Programm „Lebenslanges 

Lernen“ stark gefördert. Nach wie vor 

bestehen jedoch beträchtliche 

Hemmnisse, die diese Mobilität 

behindern, besonders in Bezug auf soziale 

Rechte, finanzielle Möglichkeiten und 

soziokulturelle Stereotypen wie auch die 

gegenseitige Anerkennung von Studien- 

und Berufsabschlüssen, die noch lange 

nicht zufriedenstellend geregelt ist. 
 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 9 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (9b) Die Freizügigkeit der Akteure im 

Kulturbereich, einschließlich von 
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Künstlern, spielt eine entscheidende Rolle 

bei der Entdeckung der 

verschiedenartigen kulturellen 

Ausdruckformen und für das Verständnis 

und den Respekt für andere. Sie sollte 

deshalb in jeder Hinsicht gefördert 

werden, einschließlich durch die 

Schaffung von Ad-hoc-Verfahren und 

Anstrengungen im Hinblick auf die 

Anerkennung eines Status der 

europäischen Künstler.  
 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Da das Recht auf Freizügigkeit die 

Lebenssituation von Menschen erheblich 

verbessert, ist die möglichst umfassende 

Verfügbarkeit von Informationen über das 

Bestehen dieses Rechts und dessen 

Inanspruchnahme von größter Bedeutung. 

Zudem sind alle Unionsbürgerinnen und -

bürger potenzielle Nutznießer dieses 

Rechts, weshalb in der gesamten EU 

wirksame Sensibilisierungsmaßnahmen 

ergriffen werden sollten. 

(11) Da das Recht auf Freizügigkeit die 

Lebenssituation von Menschen erheblich 

verbessert, ist die möglichst umfassende 

Verfügbarkeit von leicht zugänglichen 

und transparenten Informationen über das 

Bestehen dieses Rechts und dessen 

Inanspruchnahme von größter Bedeutung. 

Zudem sind alle Unionsbürgerinnen und -

bürger potenzielle Nutznießer dieses 

Rechts, weshalb in der gesamten EU 

wirksame Sensibilisierungsmaßnahmen 

ergriffen werden sollten. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Ferner ist es von größter Bedeutung, 

dass die Unionsbürgerinnen und -bürger 

sich ihre Wahlrechts in anderen 

Mitgliedstaaten bewusst sind. Sie sollten 

sich voll darüber im Klaren sein, dass sie 

im Mitgliedstaat, in dem sie ihren 

Wohnsitz haben, bei Kommunalwahlen 

und bei den Wahlen zum Europäischen 

(15) Ferner ist es von größter Bedeutung, 

dass die Unionsbürgerinnen und -bürger 

sich ihre Wahlrechts in anderen 

Mitgliedstaaten bewusst sind. Sie sollten 

sich voll darüber im Klaren sein, dass sie 

im Mitgliedstaat, in dem sie ihren 

Wohnsitz haben, bei Kommunalwahlen 

und bei den Wahlen zum Europäischen 
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Parlament über das aktive und passive 

Wahlrecht verfügen. Diese Teilhabe an der 

Politik kann zugleich zur Integration der 

Unionsbürgerinnen und -bürger in die 

Gesellschaft ihres Wohnsitzmitgliedstaates 

beitragen. 

Parlament über das aktive und passive 

Wahlrecht verfügen. Sie sollten von 

frühester Jugend an Kenntnisse über die 

Geschichte Europas und seiner Völker 

sowie über die Institutionen der Union 

erwerben, um in der Lage zu sein, voll 

und ganz an den  Beteiligungsprozessen 

im Kontext der EU mitzuwirken. Diese 

Teilhabe an der Politik kann zugleich zur 

Integration der Unionsbürgerinnen und -

bürger in die Gesellschaft ihres 

Wohnsitzmitgliedstaates beitragen. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Wenn die Bürgerinnen und Bürger 

diese Rechte, die sowohl ihnen selbst als 

auch der Gesellschaft zugute kommen, 

besser verinnerlichen, kann dies das 

Zugehörigkeitsgefühl zur EU und die 

Identifikation mit der EU verstärken. 

(16) Wenn die Bürgerinnen und Bürger 

diese Rechte, die sowohl ihnen selbst als 

auch der Gesellschaft zugute kommen, 

besser verinnerlichen, kann dies das 

Zugehörigkeitsgefühl zur EU und zu ihrem 

gemeinsamen kulturellen Erbe als 

verbindendem Element sowie die 

Identifikation mit der EU verstärken. 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Ein Europäisches Jahr der 

Bürgerinnen und Bürger 2013 ist eine gute 

Gelegenheit, um die mit der 

Unionsbürgerschaft verbundenen Rechte 

bekannter zu machen und damit zur 

Erreichung des Ziels beizutragen, die 

Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit zu 

erleichtern. 

(17) Ein Europäisches Jahr der 

Bürgerinnen und Bürger 2013 ist eine gute 

Gelegenheit, um die mit der 

Unionsbürgerschaft verbundenen Rechte 

und Pflichten bekannter zu machen, 

Hindernisse bei der wirksamen Ausübung 

dieser Rechte zu identifizieren und damit, 

insbesondere durch Gewährleistung der 

Teilnahme von Vertretern der 

Zivilgesellschaft, zur Erreichung des Ziels 

beizutragen, die Ausübung des Rechts auf 
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Freizügigkeit zu erleichtern. Besondere 

Anstrengungen sollten im Hinblick auf 

die Einbeziehung der Interessensvertreter 

von jungen Menschen, Schülern, 

Studenten und Lehrern, 

Kulturschaffenden und Medien 

unternommen werden, da über sie weite 

Teile der Gesellschaft erreicht werden. 
 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 18 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Im Jahr 2013 jährt sich die Einführung 

der Unionsbürgerschaft durch den Vertrag 

von Maastricht, der am 1. November 1993 

in Kraft getreten ist, zum zwanzigsten Mal. 

Das Europäische Jahr der Bürgerinnen und 

Bürger wird sich an den Ergebnissen des 

Berichts über die Unionsbürgerschaft 

sowie an einem Aktionsplan zur 

Beseitigung der verbleibenden Hindernisse 

ausrichten, die den Unionsbürgerinnen und 

-bürgern die Wahrnehmung ihrer Rechte 

erschweren. Das Europäische Jahr wird die 

Unionsbürgerschaft und ihren Nutzen für 

die Menschen stärker in den Blickpunkt 

rücken, indem es die konkreten 

Auswirkungen der EU-Politik auf das 

Leben der Bürgerinnen und Bürger 

veranschaulicht. Dies gilt insbesondere für 

die Beseitigung von Hindernissen für die 

Ausübung ihrer Rechte. 

(18) Im Jahr 2013 jährt sich die Einführung 

der Unionsbürgerschaft durch den Vertrag 

von Maastricht, der am 1. November 1993 

in Kraft getreten ist, zum zwanzigsten Mal. 

Das Europäische Jahr der Bürgerinnen und 

Bürger wird sich an den Ergebnissen des 

Berichts über die Unionsbürgerschaft 

sowie an einem Aktionsplan zur 

Beseitigung der verbleibenden Hindernisse 

ausrichten, die den Unionsbürgerinnen und 

-bürgern die Wahrnehmung ihrer Rechte 

erschweren. Das Europäische Jahr wird die 

Unionsbürgerschaft und ihren Nutzen für 

die Menschen stärker in den Blickpunkt 

rücken, indem es die konkreten 

Auswirkungen der EU-Politik auf das 

Leben der Bürgerinnen und Bürger 

veranschaulicht. Dies gilt insbesondere für 

die Beseitigung von Hindernissen für die 

Ausübung ihrer Rechte, die 

Gewährleistung eines offenen, 

transparenten und regelmäßigen Dialogs 

mit der Zivilgesellschaft und die 

Erleichterung der Teilnahme der 

Bürgerinnen und Bürger am öffentlichen 

Leben und am Entscheidungsprozess und 

die Betonung der Werte, die die 

Bürgerinnen und Bürger Europas teilen. 

 

Änderungsantrag 26 
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Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 21 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(21) Für das Europäische Jahr sollten die 

vorhandenen Partizipationsinstrumente 

sowie die in den Artikeln 10 und 11 des 

Vertrags über die Europäische Union 

verankerten Rechte in vollem Umfang 

genutzt werden, um die Bürgerinnen und 

Bürger verstärkt an der Umsetzung des 

Aktionsplans zur Beseitigung von 

Hindernissen, die die Wahrnehmung der 

Rechte erschweren, sowie allgemein an der 

Festlegung von Maßnahmen der EU zu 

beteiligen, die die konkrete Wirksamkeit 

ihrer Rechte verbessern. Hier werden die 

europäischen Organisationen der 

Zivilgesellschaft eine zentrale Rolle 

spielen. 

(21) Für das Europäische Jahr sollten die 

vorhandenen Partizipationsinstrumente 

sowie die in den Artikeln 10 und 11 des 

Vertrags über die Europäische Union 

verankerten Rechte in vollem Umfang 

genutzt werden, um die Bürgerinnen und 

Bürger verstärkt an der Umsetzung des 

Aktionsplans zur Beseitigung von 

Hindernissen, die die Wahrnehmung der 

Rechte erschweren, sowie allgemein an der 

Festlegung von Maßnahmen der EU zu 

beteiligen, die die konkrete Wirksamkeit 

ihrer Rechte verbessern. Hier werden die 

europäischen Organisationen der 

Zivilgesellschaft eine zentrale Rolle 

spielen. Aus diesem Grund sollten 

besonders praxisnahe Organisationen 

und Projekte, die aus der Zivilgesellschaft 

hervorgegangen sind, gefördert werden. 
 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für einen Beschluss 

Erwägung 25 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(25) Für andere Maßnahmen als 

diejenigen, die aus dem Budget des 

Europäischen Jahres finanziert werden, 

können EU-Mittel im Rahmen bestehender 

Programme der Union – insbesondere der 

Programme „Europa für Bürgerinnen und 

Bürger“ und „Grundrechte und 

Unionsbürgerschaft“ – sowie aus den 

Strukturfonds bereitgestellt werden – 

(25) Andere Maßnahmen als diejenigen, 

die aus dem Budget des Europäischen 

Jahres finanziert werden, die zur 

Erreichung der Ziele dieses Europäischen 

Jahres beitragen und für die im Rahmen 

bestehender Programme der Union – wie 

der Programme „Europa für Bürgerinnen 

und Bürger“, „Grundrechte und 

Unionsbürgerschaft“, „Lebenslange 

Bildung und Berufsbildung“, „Jugend in 

Aktion“, „Kultur“ und „MEDIA“ – oder 

der Strukturfonds Mittel bereitgestellt 

werden, sollten parallel zum 

Europäischen Jahr weiter entwickelt 

werden. 
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Änderungsantrag 28 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Das allgemeine Ziel des Europäischen 

Jahres besteht darin, das Bewusstsein der 

Bürgerinnen und Bürger für die mit der 
Unionsbürgerschaft verbundenen Rechte 

zu schärfen, damit sie in vollem Umfang 

von ihrem Recht, sich im Hoheitsgebiet 

der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 

aufzuhalten, Gebrauch machen können. 

Zu den Schwerpunkten des Europäischen 

Jahres zählen vor diesem Hintergrund unter 

anderem die Möglichkeiten der Beteiligung 

und des Zugangs zu Rechten für 

Unionsbürgerinnen und -bürger, die sich in 

einem anderen Mitgliedstaat als ihrem 

Herkunftsmitgliedstaat angesiedelt haben, 

für Studierende, Arbeitnehmer, 

Verbraucher und EU-weite Anbieter von 

Waren und Dienstleistungen. 

Das allgemeine Ziel des Europäischen 

Jahres besteht darin, das Konzept der 

Unionsbürgerschaft in seinen 

verschiedenen Dimensionen, 

einschließlich der kulturellen und 

bildungspolitischen Dimension, weiter zu 

entwickeln und das Verständnis der 

Bürgerinnen und Bürger dafür zu 

schärfen sowie Hindernisse bei der 

wirksamen Ausübung der mit der 

Unionsbürgerschaft verbundenen Rechte 

zu identifizieren, damit sie alle ihre 

Rechte ausüben und umfassend am 

demokratischen Leben der 

Mitgliedstaaten und der Union 

teilnehmen können. Zu den 

Schwerpunkten des Europäischen Jahres 

zählen vor diesem Hintergrund unter 

anderem die Möglichkeiten der 

zivilgesellschaftlichen und politischen 
Beteiligung, des Zugangs zu Rechten, des 

Austauschs und der Mobilität für alle 

Unionsbürgerinnen und -bürger, besonders 

für Studierende, Arbeitnehmer, 

Verbraucher oder Anbieter von Waren und 

Dienstleistungen, unabhängig davon, in 

welchem Mitgliedstaat sie ansässig sind. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Schärfung des Bewusstseins der 

Unionsbürgerinnen und -bürger für ihr 

Recht, sich innerhalb der Europäischen 

Union frei zu bewegen und aufzuhalten, 

und allgemein für ihre Rechte in 

grenzüberschreitenden Situationen, 

- Schärfung des Bewusstseins der 

Unionsbürgerinnen und -bürger für ihr 

Recht, sich innerhalb der Europäischen 

Union frei zu bewegen und aufzuhalten, 

und allgemein für ihre Rechte in 

grenzüberschreitenden Situationen, 



 

AD\892097DE.doc 19/28 PE476.012v03-00 

 DE 

einschließlich ihres Rechts auf Teilnahme 

am demokratischen Leben der Union; 

einschließlich ihres Rechts auf Teilnahme 

am demokratischen Leben der Union und 

besonders des aktiven und passiven 

Wahlrechts bei den Wahlen zum 

Europäischen Parlament und bei 

Kommunalwahlen im Mitgliedstaat ihres 

Wohnsitzes, damit sie Hindernisse bei der 

Wahrnehmung dieser Rechte 

identifizieren und dagegen vorgehen 

können; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Weckung der Aufmerksamkeit der 

Unionsbürgerinnen und -bürger für das 

Europäische Parlament und den Umfang 

seiner Befugnisse im 

Gesetzgebungsprozess sowie für die 

direkte Vertretungsrolle der lokal 

gewählten Mitglieder des Europäischen 

Parlaments; 
 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 1 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Sensibilisierung der Unionsbürger für 

die Instrumente der direkten 

demokratischen Partizipation, wie etwa 

die Bürgerinitiative und öffentliche 

Konsultationen, und Förderung ihrer 

aktiven Beteiligung am politischen Leben 

der Union. Öffentliche Konsultationen 

sollten in allen Amtssprachen der EU und 

in proaktiver Weise, u. a. in 

Zusammenarbeit mit Organisationen der 

Zivilgesellschaft, durchgeführt werden, 

um die Beteiligungsraten beträchtlich zu 

erhöhen. 
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Änderungsantrag 32 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - in der Öffentlichkeit und besonders bei 

einem jugendlichen Publikum die 

Programme der Union in den Bereichen 

Bildung und Kultur besser bekannt zu 

machen und damit den Zugang junger 

Menschen zur Unionsbürgerschaft zu 

fördern, besonders durch Bemühungen 

um die Teilnahme eines möglichst großen 

Personenkreises an diesen Programmen; 
 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 2 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Ausbau von Netzen und Entwicklung 

von Kommunikations- und 

Informationsinstrumenten in allen 

europäischen Sprachen über die auf 

europäischer Ebene verfolgten Politiken 

und ihre Auswirkungen auf das tägliche 

Leben, darunter besonders solcher 

Instrumente, die eine Verstärkung des 

Dialogs mit den Institutionen der Union 

und eine Einflussnahme auf diese 

Politiken ermöglichen; 
 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 2 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Förderung des Zugangs junger 

Menschen zur Ausarbeitung von Politiken 

auf lokaler, nationaler und europäischer 

Ebene, besonders durch die Entwicklung 

von Foren, einschließlich Internetforen, 
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die es ihnen ermöglichen, sich besser 

Gehör zu verschaffen; 
 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 2 d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Schaffung eines geeigneten Rahmens 

für die Interaktion zwischen 

Kulturakteuren und Bürgern in Bildungs- 

und Kultureinrichtungen, auch in 

abgeschiedenen Regionen, um die Rolle 

kultureller Aktivitäten bei der Ausübung 

der Unionsbürgerschaft zu verdeutlichen; 
 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 2 – Absatz 2 – Spiegelstrich 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Förderung einer Debatte über Wirkung 

und Potenzial des Rechts auf Freizügigkeit 

als untrennbarer Aspekt der 

Unionsbürgerschaft, insbesondere mit 

Blick auf die Stärkung des sozialen 

Zusammenhalts und des Verständnisses 

der Unionsbürgerinnen und -bürger 

füreinander sowie auf die Festigung der 

Bindung zwischen Bürgerinnen und 

Bürgern und der Union. 

- Förderung einer Debatte über Wirkung 

und Potenzial des Rechts auf Freizügigkeit 

als untrennbarer Aspekt der 

Unionsbürgerschaft, aber auch bessere 

Aufklärung über die Hindernisse, die der 

Ausübung dieses Rechts nach wie vor im 

Wege stehen, insbesondere mit Blick auf 

sein Potenzial zur Stärkung des sozialen 

Zusammenhalts, der kulturellen Vielfalt 

und des gegenseitigen Verständnisses und 

der gegenseitigen Achtung aller 

Menschen, die in der Union leben. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– an die Allgemeinheit und an spezifische 

Zielgruppen gerichtete Informations-, 

Bildungs- und 

Sensibilisierungskampagnen; 

- an die Allgemeinheit und an spezifische 

Zielgruppen gerichtete Informations-, 

Bildungs- und Sensibilisierungskampagnen 

in Zusammenarbeit mit den lokalen, 
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regionalen und nationalen Behörden 

sowie den besonders auf europäischer 

Ebene tätigen Verbänden und 

Organisationen der Zivilgesellschaft; 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Austausch von Informationen und 

Weitergabe von Erfahrungen und 

bewährten Verfahren zwischen nationalen, 

regionalen und lokalen Behörden und 

anderen Einrichtungen; 

- Austausch von Informationen und 

Weitergabe von Erfahrungen und 

bewährten Verfahren zwischen nationalen, 

regionalen und lokalen Behörden, 

Vereinen, NRO und anderen 

Einrichtungen; 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Konferenzen und Veranstaltungen zur 

Sensibilisierung für die Bedeutung und die 

Vorteile des Rechts auf Freizügigkeit und 

Aufenthaltsfreiheit und der Rechte der 

Unionsbürgerinnen und -bürger im 

Allgemeinen sowie zur Anregung der 

Debatte darüber; 

- Konferenzen und Veranstaltungen in 

Zusammenarbeit mit den Vertretern der 

Zivilgesellschaft und unter weitest 

möglicher Beteiligung der Öffentlichkeit 

zur Anregung der Debatte über und 

Sensibilisierung der Bürger für die 

Geschichte und die Integration Europas, 

für die Politik der Union und ihre 

Auswirkungen auf das tägliche Leben, für 
die Vorteile des Rechts auf Freizügigkeit 

und Aufenthaltsfreiheit, einschließlich 

einer Kampagne zur Förderung der 

Mobilität junger Menschen; für die 

Möglichkeiten des Austauschs, besonders 

im Kultur- und Bildungsbereich und 

allgemein der Rechte der in der Union 

lebenden Bürgerinnen und Bürger; 

 

Änderungsantrag 40 
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Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Partnerschaften zwischen Regionen zur 

Förderung der Aktivitäten im Rahmen des 

Europäischen Jahres; 
 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Nutzung der vorhandenen 

mehrsprachigen Partizipationsinstrumente, 

um die Bürgerinnen und Bürger verstärkt 

an der Verbesserung der praktischen 

Wirksamkeit ihrer Rechte und allgemein 

an der Erreichung der Ziele des 

Europäischen Jahres zu beteiligen; 

-Nutzung und Verbreitung der 

vorhandenen mehrsprachigen 

Partizipationsinstrumente, um den 

Bürgerinnen und Bürger zu helfen, ihre 

Rechte zu verstehen und sie im Einklang 

mit den Zielen des Europäischen Jahres 

ausüben zu können; 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Verbesserung der Nutzung leicht 

zugänglicher Online-

Kommunikationsinstrumente durch die 

Organe der EU, um die interaktive 

Kommunikation mit den Bürgerinnen 

und Bürgern zu erleichtern; 
 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Stärkung der Rolle und der 

Außenwirkung der mehrsprachigen Web-

- Stärkung der Rolle und der 

Außenwirkung der mehrsprachigen Web-
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Portale „Europe Direct“ und „Ihr Europa“ 

als Schlüsselelemente einer zentralen 

Anlaufstelle für Informationen über die 

Rechte von Unionsbürgerinnen und -

bürgern, ohne dass es dabei zu einem 

Anstieg der Kosten kommt; 

Portale „Europe Direct“ und „Ihr Europa“ 

durch Aufnahme von Informationen über 

die Mobilität unter den Studierenden in 

der EU als Schlüsselelemente einer 

zentralen Anlaufstelle für Informationen 

über die Rechte von Unionsbürgerinnen 

und -bürgern; 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Stärkung der Rolle und der Sichtbarkeit 

des Webportals „Europeana“ sowie der 

europäischen Projekte im Zeichen des 

„Europäischen Kulturgut-Logos“ und des 

Programms „Europäische 

Kulturhauptstadt“, um es den 

Bürgerinnen und Bürgern zu 

ermöglichen, ihre Kenntnis der 

europäischen Geschichte und der 

europäischen Integration zu vertiefen, 

und um das gegenseitige Verständnis zu 

fördern; 
 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

– Stärkung der Rolle und der 

Außenwirkung von 

Problemlösungsinstrumenten wie SOLVIT, 

damit die Unionsbürgerinnen und -bürger 

ihre Rechte besser nutzen und geltend 

machen können. 

- erhebliche Stärkung der Rolle und der 

Außenwirkung wirksamer 

Problemlösungsinstrumente wie SOLVIT, 

damit die Unionsbürgerinnen und -bürger 

ihre Rechte besser nutzen und geltend 

machen können. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 6 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Ausbau der Kontakte zu den Medien 

besonders auf lokaler und regionaler 

Ebene, um einen Rahmen für eine 

direktere Kommunikation zwischen 

Bürgern und Institutionen zu schaffen, 

und Valorisierung von Vorhaben und 

Initiativen zur Förderung der 

Informationen über die Union, die der 

breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht 

werden; 
 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 1 – Spiegelstrich 6 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 - Verstärkung der Bemühungen zur 

Entwicklung von Instrumenten zur 

Verbesserung der akademischen 

Anerkennung von Hochschulabschlüssen 

und Studienzeiten, um so Hindernisse für 

die Mobilität von Studierenden und 

Arbeitssuchenden zu beseitigen. 
 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Öffentliche Behörden auf allen 

politischen Ebenen sollen in 

Zusammenarbeit mit 

Nichtregierungsorganisationen 

Programme ins Leben rufen, die es 

Staatsangehörigen anderer 

Mitgliedstaaten, die in ihrem 

Hoheitsgebiet leben, ermöglichen, das 

Wissen zu erwerben, das sie benötigen, 

um umfassend am gesellschaftlichen, 

wirtschaftlichen, kulturellen und 
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politischen Leben des 

Aufnahmemitgliedstaats teilzunehmen. 
 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 3 – Absatz 3 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3b. Die öffentlichen Stellen leisten 

Wanderarbeitnehmern wirksame 

Unterstützung bei der behördlichen 

Anmeldung und um es ihnen zu 

ermöglichen, den Verfahrensvorschriften, 

die die Voraussetzung für ihre 

uneingeschränkte Teilnahme am 

Wirtschaftsleben des 

Aufnahmemitgliedstaats sind, in vollem 

Umfang und ohne übermäßigen Aufwand 

zu genügen. Es ist von wesentlicher 

Bedeutung, dass die Unionsbürgerschaft 

den Bürgerinnen und Bürgern konkrete 

Rechte verleiht. 
 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 4 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Kommission wird mit den Vorsitzen 

des Rates der Europäischen Union 

zusammenarbeiten, um die Sichtbarkeit 

der Aktivitäten im Rahmen des 

Europäischen Jahres der Bürgerinnen 

und Bürger zu gewährleisten. 
 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 4 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Zu ihrer Unterstützung bei der Zu ihrer Unterstützung bei der 
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Durchführung des Europäischen Jahres auf 

Unionsebene beruft die Kommission 

Zusammenkünfte von Vertretern 

europäischer Organisationen bzw. 

Einrichtungen, die sich für die Wahrung 

der Bürgerrechte einsetzen, sowie weiteren 

Stakeholdern ein. 

Durchführung des Europäischen Jahres auf 

Unionsebene beruft die Kommission 

Zusammenkünfte von Vertretern 

europäischer Organisationen, 

Vereinigungen der Zivilgesellschaft bzw. 

Einrichtungen, die sich für die 

Unionsbürgerschaft und die Wahrung der 

Bürgerrechte einsetzen oder im Bildungs- 

und Kulturbereich tätig sind, sowie 

weiteren Stakeholdern ein. 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für einen Beschluss 

Artikel 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 4a 
 Haushalt 
 Für das Europäische Jahr werden 

Haushaltsmittel in Höhe von 5  Mio. EUR 

zur Verfügung gestellt. 
 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für einen Beschluss 

Anhang – Abschnitt A – zweiter Absatz – Punkt 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

• Erstellung und Verbreitung von 

audiovisuellem Material und 

Druckerzeugnissen, die mit den in 

Artikel 2 genannten Zielen in Einklang 

stehen; 

• Erstellung und Verbreitung von 

audiovisuellem Material und 

Druckerzeugnissen und Werbeartikeln, die 

mit den in Artikel 2 genannten Zielen in 

Einklang stehen; 
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